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Bauwirtschaft: Stabilisierung der Nachfrage auf niedrigem Niveau 

Bereits seit Mitte 1980 geht die Bautätigkeit in der Bundesrepublik Deutschland saisonberei-

nigt zurück. Im vierten Quartal 1981 verstärkte sich der konjunkturelle Abschwung. Die abwärts-

gerichtete Entwicklung hielt im ersten Quartal 1982 an. 

Bei der laufenden Nachfrageentwicklung deutet sich indes eine Stabilisierung auf niedrigem 

Niveau an. Für die kommenden Monate ist mit einer allmählichen Zunahme zu rechnen, die 
sich jedoch erst 1983 auf die Bautätigkeit auswirken wird. 1982 dürfte das reale Bauvolumen 

um 6 bis 7 vH gegenüber dem Vorjahr abnehmen. 1983 kann eine — wenn auch geringe — 
Zunahme des Bauvolumens von 1 bis 2 vH erwartet werden. Dabei werden die Beschäftig-

tenzahlen 1983 weiter zurückgehen. 

Nachfrage und Produktion 

Dem seit über zwei Jahren anhaltenden Rückgang 
der Nachfrage folgend, nahm das Bauvolumen bis 
zuletzt verstärkt ab. Nach ersten Schätzungen dürfte 

das reale Bauvolumen im ersten Quartal 1982 um 6 

bis 7 vH gegenüber dem Vorjahr geschrumpft sein; 
dieser Rückgang ist stärker als in den Vorquartalen. 

Die Einschränkung der Bautätigkeit ist noch höher 
zu veranschlagen, wenn man die vergleichsweise 

günstigen Witterungsbedingungen berücksichtigt'. 

Entgegen der Nachfrageentwicklung im letzten 

Jahr ging die Bautätigkeit im Wohnungsbau deut-
licher zurück als im öffentlichen Bau. Der Wirt-

schaftsbau nahm dagegen vergleichsweise nur wenig 
ab. Die Produktion entwickelte sich sowohl im Bau-
hauptgewerbe als auch im Ausbaugewerbe weiter 

rezessive. Eine Betrachtung nach Bundesländern' 
zeigt, daß die südlichen Bundesländer von der nega-
tiven Entwicklung des Bauvolumens zuletzt stärker 

betroffen waren als die nördlichen. 

Wohnungsbau 

Die Rezession im Wohnungsbau wurde weitge-

hend durch die Entwicklung im Einfamilienhausbau 

verursacht. In den letzten Jahren stiegen die Kosten 
zum Erwerb eines Einfamilienhauses kräftig an. Zu 

den Baupreis- und Baulandpreissteigerungen kam 
der steile Anstieg der Hypothekenzinsen hinzu. Für 

potentielle Bauherren ergaben sich damit Steige-

rungen der monatlichen Belastungen", die weit über 

1, Die Ausfalltagewerke in den beiden ersten h1onaten 
dieses Jahres lagen deutlich unter denen des Vorjahres, 
aber auch unter dem langfristigen Durchschnitt. 
2 Daten der Handwerksberichterstattung für den Aus-

baubereich liegen noch nicht vor, jedoch weist die Bau-
berichterstattung für Januar und Februar einen kräftigen 
Rückgang der Tätigkeit der Betriebe mit 20 und mehr 
Beschäftigten aus. 
3 Zur Definition der „ nördlichen" und „südlichen" Bun-

desländer vgl.: Zur Entwicklung der Bautätigkeit in den 
Bundesländern und Verdichtungszonen. Bearb.: Jochen 
A. Hübener. In: Wochenbericht des DIW, Nr.2/1982, S. 35. 

4 Vgl. hierzu auch: Bauwirtschaft: Rezession setzt sich 
fort. Bearb.: Jochen A. Hübener. In: Wochenbericht des 
DIW, Nr.41/1981, S. 467. 
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Entwicklung des Bauvolumens') nach Baubereichen 

Jahr Wohnbauten 
Wirtschaftsbau öffentliche und Verkehrsbauten 

insgesamt Hochbau Tiefbau insgesamt Hochbau 
Straßen- 

bau 
Sonstiger 
Tiefbau 

Bauvolumen 
insgesamt 

1980 I 26 220 14 150 10 700 
II 31 410 16 770 12 390 
III 32 510 17 620 13 050 
IV 30 970 17 290 12 760 
Jahr 121 110 65 830 48 900 

1981 1 23 890 13 810 10 400 
II 32 670 17 670 13 100 
III 33 610 18 530 13 760 
IV 31 120 17 780 13 090 
Jahr 121 290 67 790 50 350 

1980 I 181,5 164,4 166,1 
II 188,8 170,7 172,6 
III 191,3 172,3 174,2 
IV 192,5 173,3 175,4 
Jahr 188,7 170,4 172,3 

1981 I 195,3 175,7 177,8 
II 199,8 179,8 182,3 
III 201,6 180,8 183,5 
IV 202,4 181,9 185,1 
Jahr 200,0 179,8 182,4 

1980 I 14 444 8 608 6 442 
II 15 641 9 822 7 177 
III 16 995 10 227 7 490 
IV 16 091 9 978 7 275 
Jahr 64 171 38 635 28 384 

1981 I 12 235 7 861 5 849 
II 16 354 9 827 7 185 
III 16 669 10 249 7 498 
IV 15 374 9 774 7 071 
Jahr 60 632 37 711 27 603 

1982 I2) 11 193 7 665 5 571 

1980 I 16,6 19,0 18,4 
II - 0,6 3,0 2,9 
III - 0,7 4,8 5,2 
IV - 5,8 - 0,1 0,1 
Jahr 1,3 5,8 5,9 

1981 I - 15,3 - 8,7 9,2 
II - 1,7 0,1 0,1 
III - 1,9 0,2 0,1 
IV - 4,5 - 2,0 2,8 
Jahr - 5,5 - 2,4 2,8 

Bauvolumen zu jeweiligen Preisen in Mill. DM 

3 450 
4 380 
4 570 
4 530 
16 930 

3 410 
4 570 
4 770 
4 690 
17 440 

159,2 
165,6 
167,0 
167,6 
165,2 

169,5 
173,0 
173,4 
173,5 
172,5 

2 
2 
2 
2 
10 

167 
644 
737 
703 
250 

13 050 5 250 
17 920 6 110 
18 950 6 590 
17 420 6 470 
67 340 24 420 

11 640 5 050 
18 590 6 710 
19 250 7 110 
16 870 6 800 
66 350 25 670 

Preisentwicklung (1970 = 100) 

169,9 178,4 
176,6 185,5 
178,6 187,4 
179,0 188,5 
176,4 185,2 

181,3 191,3 
183,9 195,4 
184,8 197,0 
184,7 198,3 
183,9 195,8 

Bauvolumen zu Preisen von 1970 

in Mill. DM 

7 681 
10 147 
10 607 
9 730 

38 165 

2 
3 
3 
3 

13 

943 
295 
517 
432 
186 

2 012 6 419 2 640 
2 642 10 107 3 434 
2 751 10 419 3 608 
2 703 9 135 3 430 
10 108 36 080 13 112 

2 094 5 958 2 632 

3 320 
5 580 
5 750 
4 690 

19 340 

2 570 
5 420 
5 570 
4 360 
17 920 

165,4 
173,0 
175,1 
174,4 
172,6 

174,7 
178,0 
178,3 
175,8 
177,1 

2 
3 
3 
2 

11 

1 
3 
3 
2 
10 

007 
226 
284 
690 
206 

471 
045 
125 
480 
121 

4 480 
6 230 
6 610 
6 260 

23 580 

4 020 
6 460 
6 570 
5 710 

22 760 

164,1 
171,8 
173,7 
173,5 
171,2 

174,2 
178,1 
178,3 
177,1 
177,2 

2 
3 
3 
3 

13 

2 
3 
3 
3 

12 

731 
627 
806 
609 
772 

308 
628 
686 
225 
847 

53 420 
66 100 
69 080 
65 680 

254 280 

49 340 
68 930 
71 390 
65 770 

255 430 

173,8 
180,6 
182,6 
183,5 
180,4 

186,1 
190,0 
191,2 
191,8 
190,0 

30 
36 
37 
35 
140 

26 
36 
37 
34 

134 

733 
609 
830 
798 
970 

516 
288 
337 
282 
423 

1 297 2 029 24 816 

Zuwachsraten gegenüber dem Vorjahr in vH 

20,8 
3,0 
3,8 
0,7 
5,5 

7,1 
0,1 
0,5 
0,0 

- 1,4 

1982 I2) - 8,5 - 2,5 4,8 + 4,1 

28,1 
- 1,3 

1,8 
6,9 
2,7 

- 16,4 
- 0,4 
- 1,8 
- 6,1 
- 5,5 

15,7 
1,2 
4,4 
0,7 
3,8 

10,3 
4,2 
2,6 
0,1 
0,6 

39,3 
2,6 
2,8 
13,6 
0,3 

26,7 
5,6 
4,8 
7,8 
9,7 

35,8 
- 0,3 

3,6 
- 7,1 

4,3 

- 15,5 
0,0 

- 3,2 
- 10,6 
- 6,7 

- 7,2 - 0,3 - 11,8 - 12,1 

20,0 
0,1 
1,5 
4,6 
2,9 

13,7 
0,9 
1,3 
4,2 
4,6 

6,4 

1) Berechnungen des DIW. 
2) Schätzungen des DIW. 

den Zuwachsraten der Haushaltseinkommen lagen. 

Gegenwärtig hat die absolute Belastung ein Niveau 
erreicht, bei dem nur ein kleiner Kreis von Haus-

halten als Nachfrager nach Einfamilienhäusern in 
Betracht kommt. 

.Dagegen nahm die Nachfrage nach Zweifamilien-

häusern bis zur Mitte letzten Jahres weiter zu. 

Nach dem Wegfall der Steuervorteile im sogenann-

ten unechten Zweifamilienhausbau schrumpften 

erwartungsgemäß auch in diesem Bereich .die Bau-

genehmigungen. 

Beim Geschoßwohnungsbau, insbesondere bei 
den Eigentumswohnungen, setzte sich der Aufwärts-
trend fort, so daß der Anteil an den gesamten Woh-
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NACHFRAGE UND PRODUKTION 

IM BAUGEWERBE 

saisonbereinigte Werte 1) 

--- Auftragseingänge 2)4) 
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DIW82 

nungsbaugenehmigungen (m 3 umbauter Raum) mitt-

lerweile etwa 35 vH beträgt (Februar 1981 25 vH). 

Im Wohnungsbau insgesamt sanken die realen 
Auftragseingänge kräftiger als in allen anderen Bau-

bereichen. Wegen der Reduzierung der gesamten 

Auftragseingänge und des Abbaus der Auftragsbe-
stände setzte sich die rückläufige Bautätigkeit bis 

zuletzt fort. Im ersten Quartal 1982 nahm das reale 

Bauvolumen um 8 bis 9 vH ab. Auch das Ausbau-

gewerbe ist von dieser Entwicklung stark betroffen. 

Für die Einschätzung des Verlaufs und des Ni-

veaus des Wohnungsbauvolumens 1982 und 1983 

muß neben der aktuellen Nachfrageentwicklung auch 
der Zusammenhang zwischen Bauüberhang, Bau-

genehmigungen und Fertigstellungen berücksichtigt 

werden. Der Bauüberhang, der sich zusammensetzt 
aus dem Bestand an im Bau befindlichen und an 

noch nicht begonnenen Bauvorhaben Anfang des 

Jahres, hat sich Anfang 1982 gegenüber dem Vor-

jahr weiter verringert. Da in diesem Jahr insgesamt 

mit weniger Baugenehmigungen als im vergangenen 

Jahr zu rechnen ist, dürfte die Zahl der Baubeginne 
ebenfalls unter der des Vorjahres liegen. Auch bei 

den Fertigstellungen ist wegen des geringen Ober-
hangs und der geringen Zahl der Genehmigungen 

mit einem weiteren Rückgang zu rechnen. 

Für den weiteren Verlauf des Jahres zeichnet sich 

indes ein Wandel des Nachfrageklimas ab. Dafür 

sprechen sowohl die Perspektiven für die Bauko-
sten als auch die Zinsen. Neben den Baupreisen 

haben sich auch die exorbitanten Preissteigerungen 
für baureifes Land abgeschwächt. 

Die Hypothekenzinsen lagen im April im Durch-

schnitt um 1,7 Prozentpunkte unter dem Höchst-

stand vom September 1981. Dieser Rückgang ist 

allerdings geringer als bei der Umlaufrendite fest-

verzinslicher Wertpapiere. Offensichtlich ist die 
Verminderung der Refinanzierungskosten von den 
Kreditinstituten nicht voll an die privaten Kredit-

nehmer weitergegeben worden. Für die kommenden 
Monate ist mit einem weiteren Zinsabbau zu rech-

nen, der allmählich die Nachfrage stimulieren dürfte. 
Um den Wendepunkt der Entwicklung der Nachfrage 
eingrenzen zu können, wurden vom DIW Regressi-

onsschätzungen vorgenommen. Der statistische Zu-

sammenhang zwischen Zins und Wohnungsbaunach-

frage läßt vermuten, daß die Talsohle .der Nachfrage 

im ersten Halbjahr 1982 durchschritten wird. Es ist 
damit zu rechnen, daß neben der schon jetzt auf-
wärtsgerichteten Nachfrage im Geschoßwohnungs-

bau auch die Nachfrage im Eigenheimbau nach der 

Jahresmitte 1982 langsam wieder zunimmt. 

Neben der nachfragestimulierenden Wirkung der 

Entwicklung von Baupreisen, Baulandpreisen und 
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Zinsen beeinflussen auch gesetzliche Regelungen 

und Beschlüsse im Rahmen der „ Operation 1982" 

und der „ Gemeinschaftsinitiative für Arbeitsplätze, 

Wachstum und Stabilität" die Nachfrageentwicklung. 

So wurden die Abschreibungshöchstbeträge nach 

§ 7b EStG und die nach § 7 Abs. 5 EStG vorgesehene 

degressive Abschreibung für Wohngebäude ange-
hoben, die sowohl den Eigenheimbau als auch den 

Geschoßwohnungsbau begünstigen. Daneben wur-

den eine Fehlbelegungsabgabe, die Anhebung der 
Zinsen für öffentliche Baudarlehen sowie Vergün-

stigungen für vorzeitig zurückgezahlte öffentliche 
Baudarlehen beschlossen. Die Mittel aus Fehlbele-

gungsabgabe, Zinsanhebung und vorzeitigen Rück-

zahlungen sollen für den Bau zusätzlicher Sozial-
wohnungen eingesetzt werden. Außerdem wurde mit 

Wirkung vom 1. Januar 1985 die Umsatzsteueroption 

beim Bauherrenmodell aufgehoben. Dies dürfte zu 

Vorzieheffekten im Geschoßwohnungsbau führen. Im 
Rahmen der „ Gemeinschaftsinitiative für Arbeits-

plätze, Wachstum und Stabilität" wurden weiterhin 
Änderungen des Mietrechts beschlossen, von denen 
man sich ebenfalls Investitionsimpulse verspricht. 

Bauleistungen an bestehenden Gebäuden wurden 

auch durch das Gesetz zur Mietermodernisierung 
und durch das verlängerte Heizenergiesparprogramm 
begünstigt. Ferner soll durch die Höherbesteuerung 

unbebauter, aber baureifer Grundstücke und durch 

die steuerliche Begünstigung bei einer Bebauung 
innerhalb von drei Jahren das Angebot an baurei-

fem Land vergrößert und auf diese Weise den Preis-

steigerungen für Bauland begegnet werden. 

Trotz der zu erwartenden Belebung der Nachfrage 

in den nächsten Monaten dürfte das reale Woh-
nungsbauvolumen im Jahre 1982 vorerst weiter 

zurückgehen und im Jahresdurchschnitt das Vorjah-
resniveau um 7 vH unterschreiten. Erst für 1983 ist 

wieder mit einer Zunahme in der Größenordnung 
von 2 bis 3 vH zu rechnen. 

Wirtschaftsbau 

Gemessen an den realen Auftragseingängen im 

gewerblichen Hoch- und Tiefbau sowie an den rea-
len Baugenehmigungen im gewerblichen Hochbau 

ist die Nachfrage im Wirtschaftsbau im Jahre 1981 
abermals kräftig gesunken. Dabei gingen die Auf-

träge im Tiefbau stärker zurück als im Hochbau. 

In der Bautätigkeit hingegen hat sich dieser Nach-
frageabschwung nicht entsprechend niedergeschla-

gen. Nach den witterungsbedingten Produktionsein-

bußen Anfang letzten Jahres bildete sich das Bau-
volumen im Tiefbau nicht weiter zurück; offenbar 

konnte der Tiefbau 1981 länger von den sehr hohen 
Auftragsbeständen,' zehren als der Hochbau, der im 

vierten Quartal 1981 erneut Produktionseinbußen zu 

verzeichnen hatte. Diese ungleichgewichtige Ent-

wicklung hielt auch im ersten Quartal dieses Jahres 

an. Während die Bautätigkeit im Hochbau weiter 

schrumpfte, zeigte der Tiefbau als einziger Bau-
bereich eine deutliche Zunahme des realen Bau-

volumens. 

Der Rückgang der Nachfrage im Wirtschaftsbau 

setzte sich in den ersten Monaten dieses Jahres 

weiter — wenn auch abgeschwächt — fort. Im ersten 

Quartal nahmen die realen Auftragseingänge um 

etwa 10 vH ab. Diese Entwicklung wird allein vom 
gewerblichen Hochbau bestimmt, während der 

gewerbliche Tiefbau bereits erste Auftriebstenden-

zen zeigt. 

In den nächsten Monaten dürfte sich aber auch 

im gewerblichen Hochbau das Nachfrageklima all-

mählich verbessern. Dazu werden sicherlich auch 
die vielfältigen gesetzlichen Regelungen und wirt-

schaftspolitischen Beschlüsse zur Belebung der In-
vestitionstätigkeit beitragen: 

— Die Bundesregierung hat ein Kreditprogramm zu 

günstigen Zinsen mit einem Volumen von 6,3 Mrd. 
DM aufgelegt, das wettbewerbssteigernde Investi-

tionen fördern soll. 

— Die Abschreibungssätze für Betriebsgebäude sind 
von 3,5 auf 5 vH in den ersten acht Jahren ange-
hoben worden. 

— Ende November 1981 wurde das Bund-Länder-
Programm zum Ausbau der Fernwärme beschlos-
sen. 

— Als Kernstück des Beschäftigungsprogramms 

wurde die zehnprozentige Investitionszulage be-
schlossen. 

— Investitionsimpulse werden auch von der neuen 

Wärmeschutzverordnung ausgehen. Diese Rege-
lung tritt zwar erst am 1. Januar 1984 in Kraft. 

Im Gegensatz zur bisher geltenden Verordnung 
sieht sie aber — neben der Reduzierung von Wär-
meverlusten bei neuen Gebäuden — erstmals einen 

Wärmeschutz bei bestehenden Gebäuden vor, 

was sich positiv schon vor 1984 auf das Bau-
volumen an neuen und bestehenden Gebäuden 

auch im Wirtschaftsbau auswirken .dürfte. 

Selbst wenn die Maßnahmen für sich genommen 
nicht sehr viel bewirken, so tragen sie doch in ihrer 

Gesamtheit zu einer Stabilisierung der Investitions-

bereitschaft bei, die allerdings in erster Linie von 

Ertrags- und Absatzerwartungen bestimmt wird. 

Insgesamt dürfte sich damit die Nachfrage im 

Wirtschaftsbau im weiteren Verlauf des Jahres bes-

sern. Mit der üblichen Verzögerung wird die Bau-

,' Auftragsbestände im Bauhauptgewerbe, preisberei-
nigt. 
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tätigkeit dieser Entwicklung folgen. Das reale Bau-
volumen wird * im Jahresdurchschnitt 1982 um 3vH 
zurückgehen und erst im kommenden Jahr wieder 

zunehmen (+ 2 vH). 

Öffentlicher und Verkehrsbau 

Wegen der restriktiven Finanzpolitik mußte der 

öffentliche Bau kräftige Einbußen bei der Nachfrage 

hinnehmen; in der jetzigen Phase der Baukonjunk-

tur wirkt der Staat somit prozyklisch. Ging die Nach-

frage — gemessen an den realen, saisonbereinigten 
Auftragseingängen — von Ende 1975 bis Anfang 

1977 insgesamt um etwa 25 vH zurück, so beträgt 

die Reduzierung seit 1979 beinahe 40 vH. Der Nach-
frage folgend setzte sich der Abbau des realen 

Bauvolumens bis zuletzt beschleunigt fort. Im ersten 
Quartal 1982 dürfte das reale Bauvolumen um etwa 

7 vH unter dem Vorjahresergebnis gelegen haben; 
dabei waren die Einbußen im sonstigen öffentlichen 

Tiefbau etwa so hoch wie im Straßenbau (— 12 vH). 

Erstaunlich positiv verlief bisher die Entwicklung 
im öffentlichen Hochbau. Der seit 1979 anhaltende 

Nachfragerückgang — im ersten Quartal 1982 lagen 

die Auftragseingänge um 30 vH unter dem Niveau 
des zweiten Quartals 1979 — hat sich noch nicht in 

negativen Wachstumsraten der Bautätigkeit nieder-
geschlagen, wenn man von dem witterungsbeding-
ten Rückgang Anfang 1981 absieht. Offenbar konnte 

der öffentliche Hochbau, ähnlich wie .der gewerb-
liche Tiefbau, von den hohen Auftragsbeständen 

zehren; erst seit Mitte 1981 werden die realen Auf-
tragsbestände abgebaut. 

Im ersten Quartal 1982 hat die Nachfrage im Vor-

jahresvergleich weiter, wenn auch verlangsamt, ab-

genommen. In saisonbereinigter Betrachtung zeich-
net sich für den öffentlichen Bau eine Stabilisierung 

der Nachfrage auf niedrigem Niveau ab, doch ist 
— im Gegensatz zum gewerblichen Bau und zum 

Wohnungsbau — eine Belebung der Nachfrage vor-
erst noch nicht zu erwarten. Erste Planungen von 
Bund, Ländern und Gemeinden zeigen, daß die ver-

anschlagten Ausgaben für Baumaßnahmen 1982 

beim Bund um 5 vH, bei den Ländern um 1 vH und 
bei den Gemeinden um etwa 13 vH unter dem Vor-

jahresergebnis liegen werden. Nach der Gewichtung 

der Anteile von Bund, Ländern und Gemeinden 

bedeutet dies einen nominalen Rückgang der 
gesamten öffentlichen Bauausgaben in Höhe von 

etwa 9 vH. Für 1983 dürfte die Abnahme 2 bis 3 vH 
betragen. 

Wegen des hohen Anteils der Gemeinden am 
gesamten öffentlichen Bauvolumen kommt es für die 

Entwicklung vor allem auf das kommunale Bau-

potential an. Da einmal mit rückläufigen staatlichen 

Zuweisungen und nur wenig zunehmenden Steuer-

einnahmen der Gemeinden gerechnet werden muß 
und zum anderen die laufenden Ausgaben, insbe-

sondere für Zinsen, weiter kräftig zunehmen werden, 
ist mit einem drastischen Einschnitt bei den kom-

munalen Investitionen zu rechnen. 

Unter diesen Umständen ist für 1982 erneut ein 

kräftiger Rückgang des realen Bauvolumens im 

öffentlichen und Verkehrsbau in der Größenordnung 
von 10 vH zu erwarten. 

Auch 1983 dürfte sich die öffentliche Bautätigkeit 
kaum erholen. Eher ist sogar mit einer weiteren, 
wenn auch geringfügigen Abschwächung zu rechnen 

(— 1 vH). Dabei wird der öffentliche Hochbau u. a. 
wegen des Bedarfs an Hochschulbauten, an Neu-

und Erweiterungsbauten für berufliche Schulen 

sowie an Bauleistungen zur Einsparung von Energie 
vorerst noch auf hohem Niveau bleiben und besser 

abschneiden als der öffentliche Tiefbau. Während 
im Tiefbau die zu erwartenden Investitionen der 
Deutschen Bundesbahn für Neubaustrecken und die 

Investitionen der Deutschen Bundespost im Kommu-

nikationsbereich positiv zu Buche schlagen werden, 
wird es der Fernstraßenbau, vor allem aber der 

Straßenbau in der Baulast der Länder und Gemein-
den sein, der sich weiterhin negativ auf die Ent-

wicklung des Bauvolumens auswirken wirde. 

Konkurse, Arbeitslose und Beschäftigte 

Die Entwicklung auf dem Baumarkt hat zu einem 

weiteren Anstieg der Konkurse im Baugewerbe 

geführt. Nahmen 1980 nur die beantragten Konkurs-

verfahren im Bauhauptgewerbe zu, so schlug sich 
1981 besonders der Einbruch im Ausbaugewerbe in 

der Statistik nieder. Die Zahl der Konkursverfahren 

stieg zuletzt im Ausbaugewerbe sogar stärker als 

im Bauhauptgewerbe. 

Auf dem Arbeitsmarkt für Bauberufe hat die rück-

läufige Entwicklung von Nachfrage und Bautätigkeit 
zu der vom DIW bereits 1980 prognostizierten Ver-

schärfung geführt'. Im März 1982 lag die Zahl der 

beschäftigten Bauarbeiter mit 1,11 Mill. um etwa 

125 000 unter der des Vorjahres. Bei dem Beschäf-

s Vgl. hierzu auch: Rückgang des Investitionsvolumens 
im Verkehr. Bearb.: Heinz Enderlein. In: Wochenbericht 
des DIW, Nr.45/1981, S.525. 

7 Vgl.: Bauwirtschaft: Beschäftigungsrisiken nehmen 
zu. Bearb.: Jochen A. Hübener. In: Wochenbericht des 
DIW, Nr.41-42/1980, S.433 ff. 
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ZUSAMMENHANG VON NACHFRAGE, 

PRODUKTION UND BESCHÄFTIGUNG 

IM BAUHAUPTGEWERBE * 
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tigtenabbau (— 10 vH) wurden vor allem Fachwerker 

(— 19 vH) und Facharbeiter (-9 vH) freigesetzt, wäh-

rend die Zahl der Auszubildenden auf hohem Niveau 

stagnierte. Auch im Ausbaugewerbe zeigen die letz-

ten verfügbaren Informationen aus der Handwerks-

berichterstattung einen kräftigen Rückgang der Zahl 
der Beschäftigten (— 30 000). Die Arbeitslosenzahl 

betrug im März 171000. Eine Analyse der Arbeits-

losigkeit ergibt, daß vor allem Tiefbauberufe und 

Bauhilfsarbeiter von der Rezession betroffen sind. 

Entwicklung der Bautätigkeit in den Bundesländern 

Anders als im Vorjahr ist in den letzten Mona-

ten die Bautätigkeit im Bauhauptgewerbe in den 
südlichen Bundesländern stärker zurückgegangen 

als in den nördlichen, besonders in Baden-
Württemberg und Bayern. Aber auch in einigen 

nördlichen Ländern war der Rückgang ausgeprägt, 

z. B. in Hamburg/Schleswig-Holstein und Nieder-

sachsen/Bremen. Das einzige Bundesland, das 
bereits früher die Talsohle erreicht hat und damit 

keine nennenswerten Einbußen mehr hinnehmen 

mußte, ist Nordrhein-Westfalen. 

Parallel zur Produktion entwickelte sich die Zahl 

der Beschäftigten. War 1981 der Beschäftigtenabbau 

in den nördlichen Bundesländern noch größer als in 

den südlichen, gehen nunmehr auch hier die Be-

schäftigtenzahlen im gleichen Umfang zurück wie 
im Norden der Bundesrepublik. 

In den ersten Monaten dieses Jahres beschleu-

nigte sich der Nachfragerückgang im Süden deut-

licher als im Norden. Während sich die Entwicklung 

vor allem im Saarland und in Bayern zusehends 

verschärfte, deuten die Indikatoren in Nordrhein-

Westfalen und in Berlin auf eine Abschwächung 

des Nachfragerückgangs hin. In saisonbereinigter 
Betrachtung ergibt sich für diese beiden Länder 

sogar ein Anstieg der Nachfrage. Wegen des hohen 
Anteils Nordrhein-Westfalens an der Entwicklung 

der nördlichen Bundesländer dürften für die Bau-
tätigkeit 1982 im Norden nicht so große Einbußen 

zu verzeichnen sein wie in den südlichen Bundes-
ländern. 

Ausblick 

Für die Entwicklung des Bauvolumens 1982 ist der 

Nachfragerückgang 1981, aber auch die aktuelle 
Nachfrage maßgeblich. Im Februar und März gingen 

die realen Auftragseingänge — im Vorjahresver-

gleich — zwar noch deutlich zurück (— 10 vH), jedoch 

nicht mit gleicher Intensität wie in den Monaten 
zuvor (— 25 vH). Saisonbereinigt zeigt sich ein leich-

ter Anstieg. 

Wegen der Verzögerung zwischen Nachfrage und 

Produktion wird das reale Bauvolumen auch 1982 

weiter abnehmen, im Bauhauptgewerbe um 7,5 vH, 
im Ausbaugewerbe um 5 vH. Nach Baubereichen 

betrachtet, wird die Abnahme im öffentlichen Bau 
(— 10 vH) größer als im Wohnungsbau (— 7 vH) 

und im Wirtschaftsbau (— 3vH) sein. Die regionale 
Betrachtung zeigt, daß in diesem Jahr die südlichen 

Bundesländer wegen der negativen Nachfrageent-
wicklung in Bayern und im Saarland von der Rezes-

sion im Baugewerbe insgesamt stärker getroffen 
werden als die nördlichen Länder, für die, bedingt 
durch die Entwicklung in Nordrhein-Westfalen und 

Berlin, eine weniger starke Abschwächung zu erwar-
ten ist. 

Insgesamt scheint die Talsohle der Nachfrage 

erreicht zu sein. Die Höhe des Bauvolumens im 

Jahre 1983 hängt allerdings entscheidend von dem 
Zeitpunkt des Wiederanstiegs der Nachfrage ab. Mit 
einer deutlichen Zunahme der Nachfrage ist im 
zweiten Halbjahr 1982 zu rechnen. 

Gegenwärtig könnte vor allem die Finanzpolitik 

auf eine stärkere Belebung der Nachfrage hinwir-

ken. Die Aussichten auf eine Ausweitung der öffent-
lichen Investitionshaushalte sind jedoch weiterhin 

wegen des unverändert bekundeten Willens zur Kon-

solidierung der öffentlichen Haushalte ungünstig. 
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Entwicklung des Bauvolumens nach Produzentengruppen und Baubereichen 

In Mrd. DM zu Preisen von 1970 Zuwachsraten in vH 

1980 1981 1982 1) 1983 1) 1980 1981 1982 1)2) 1983 1)2) 

nach Produzentengruppen 

Bauhauptgewerbe 

Hochbau 

Tiefbau 

Ausbaugewerbe 

Verarbeitendes Gewerbe 

Architektenleistungen, Gebühren 

Sonstige Bauleistungen 

75,70 

47,45 

28,25 

30,86 

10,28 

8,94 

15,19 

72 , 1 1 

45,91 

26,20 

29,28 

9,85 

8,40 

14,78 

66,57 67,90 

27,82 28,38 

31,05 31,14 

3,7 - 4,7 - 7,5 2 

3,8 - 3,2 

3,6 - 7,3 

0,6 5,1 - 5 2 

2,0 4,1 

3,6 - 6,1 6 0,5 

3,9 - 2,7 

Bauvolumen insgesamt 140,97 134,42 125,44 127,42 2,9 - 4,6 - 6,5 1,5 

nach Baubereichen 

Wohnungsbau 

Wirtschaftsbau 

Gewerblicher Hochbau 

Gewerblicher Tiefbau 

öffentlicher und Verkehrsbau 

öffentlicher Hochbau 

Straßenbau 

Sonstiger Tiefbau 

64,17 60,63 

38,63 37,71 

28,38 27,60 

10,25 10,11 

38,17 36,08 

13,19 13,11 

11,21 10,12 

13,77 12,85 

56,39 57,80 

36,58 37,31 

32,47 32,31 

1 , 3 

5,8 

5,9 

5,5 

2,7 

3,8 

0,3 

4,3 

5,5 - 7 2,5 

2,4 - 3 2 

2,8 

1,4 

5,5 - 10 - 0,5 

0,6 

9,7 

6,7 

1) Schätzungen des DIW. 
2) gerundete Zahlen. 

Im Wirtschaftsbau sind produktionsstimulierende 

Effekte allenfalls Ende des Jahres 1982, im Woh-
nungsbau wohl erst nach der Jahreswende 1982/83 

zu erwarten. Für 1983 kann insgesamt mit einem 

Wiederanstieg der Bautätigkeit gerechnet werden. 
Ein Zuwachs in der Größenordnung von 1 bis 2v1-1 

würde allerdings einen weiteren Beschäftigtenabbau 

nicht verhindern. 
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Plan 
Ist 

Zahlungsbilanzkrise und Wachstumsabschwächung 
Zur Wirtschaftslage in Rumänien 

Der Wachstumsrückgang der rumänischen Wirt-
schaft konnte auch im vergangenen Jahr nicht 

gestoppt werden. Mit 2,1 vH wurde die niedrigste 
Zuwachsrate für die gesamtwirtschaftliche Güterpro-

duktion (Nationaleinkommen) seit 1956 erzielt. Aber-

mals wurde die Planvorgabe (+ 7 vH) deutlich 
unterschritten. Dies deutet darauf hin, daß die Pla-

nungsinstanzen die realen Produktionsmöglichkeiten 

überschätzten: 

Wachstum des Nationaleinkommens gegenüber 
dem Vorjahr in vH 

1977 1978 1979 1980 1981 1982 
11,3 11,3 8,8 8,8 7,0 5,5 
8,6 7,6 6,2 2,5 2,1 

Auch der Fünfjahrplan 1981 bis 1985 läßt reali-

stische Planziele vermissen. Im wesentlichen wurden 
die Planstrukturen des vorangegangenen Fünfjah-

reszeitraums fortgeschrieben. Bereits jetzt ist abzu-
sehen, daß auch diesmal die Ziele nicht erreicht 

werden können. Der Realitätsverlust der Planungen 

macht diese für Prognosen über die rumänische 
Wirtschaftsentwicklung unbrauchbar, was angesichts 

der faktisch bestehenden Zahlungsunfähigkeit die-

ses Landes gegenüber dem westlichen Ausland und 
der ohnehin spärlichen Informationen über die wirt-

schaftliche Entwicklung nicht im Sinne Rumäniens 
liegen kann. 

Industrieproduktion 

Die industrielle Bruttoproduktion zeigte in den 
letzten vier Jahren deutliche Abschwächungstenden-

zen. Konnten bis 1977 noch zweistellige Zuwachs-

raten erreicht werden, so mußte 1981 statt der 
geplanten Steigerung um 7 vH eine Rate von 2,6 vH 

hingenommen werden. Dies war das mit Abstand 

schlechteste Ergebnis in der Nachkriegsgeschichte 
Rumäniens. 

Von der Wachstumsabschwächung waren alle In-

dustriezweige betroffen. Noch immer weisen jedoch 
— neben der Leichtindustrie — die energieintensiven 

Branchen (Chemie, Metallurgie) die höchsten Stei-

gerungsraten auf. Dies läßt darauf schließen, daß 
der aus Zahlungsbilanzgründen dringend notwen-
dige Umstrukturierungsprozeß noch nicht richtig in 

Gang gekommen ist. Dabei ist bereits seit einigen 

Jahren deutlich, daß sich der Rohstoff- und Energie-

bereich zu einem Engpaßfaktor für die rumänische 

Industrie entwickelt hat: Im vergangenen Jahr haben 
sich erstmals Importbeschränkungen für Rohstoffe 

und Halbwaren negativ auf die Produktionsentwick-
lung ausgewirkt. Seit einiger Zeit kann aber auch 

die Inlandserzeugung von Primärenergie nicht plan-
gemäß erhöht werden. So wurde im vergangenen 
Fünfjahrplanzeitraum die Produktion von Wärme und 

Energie statt wie vorgesehen um 42 vH nur um 26 vH 

erhöht. Die geplante Steigerung der Kohleproduk-
tion (1981 auf 51 Mill. t) wurde in den letzten Jah-

ren nicht erreicht (1981 Ist: 37 Mill. t); zudem ent-

sprachen die gemeldeten Produktions- und Be-
standszahlen zum Teil nicht den tatsächlichen Ver-

hältnissen'. Rückläufig entwickelte sich .die Erdöl-

produktion. Sie sollte auf einem Niveau von 15 Mill. t 
gehalten werden, ging aber in den letzten beiden 

Jahren auf jeweils rd. 11,5 Mill. t zurück, obwohl 

für eine Planübererfüllung beträchtliche Prämien 
ausgesetzt wurden. 

Ein Hauptproblem der rumänischen Industrie ist 
der im internationalen Vergleich zu hohe spezi-

fische Rohstoff- und Energieverbrauch. Nennens-

werte Sparerfolge sind in .den letzten Jahren nicht 
erzielt worden. Die Elektrizitätserzeugung ist 1981 

doppelt so schnell gestiegen wie die Industriepro-

duktion, gleichwohl gibt es seit Beginn dieses Jah-
res Stromabschaltungen 2. 

Künftig werden die Betriebe einem größeren Ein-
sparungsdruck ausgesetzt sein. Bis 1985 soll näm-

lich der Produktionszuwachs ohne eine nennens-
werte Erhöhung des Materialverbrauchs realisiert 

werden. Die Industrieministerien wurden angewie-
sen, die Verbrauchsnormen zu überarbeiten und 
neue Technologien zu entwickeln. Bereits 1983 sol-

len die ursprünglich für 1985 vorgesehenen Normen 

erreicht werden, damit in den Jahren 1984/85 auf 

der Grundlage der neuen Vorgaben geplant werden 
kann'. Offen bleibt indes, wie die Betriebe besser 

motiviert werden können, Material einzusparen. 

Skepsis hinsichtlich der Durchsetzung dieses Pro-

gramms erscheint daher angebracht. Bleiben die 
Materialrestriktionen bestehen, muß wohl auch künf-
tig mit einem langsamen Wachstum der Industrie-

produktion gerechnet werden. 

Neben dem Materialverbrauch wirken sich auch 
das Arbeitskräfteangebot und die unzureichende 

1 Vgl. Nicolae Ceausescu vor dem Plenum des Zen-
tralkomitees der Rumänischen Kommunistischen Partei. 
In: Neuer Weg vom 3. April 1982. 

2 Vgl. Neuer Weg vom 3. April 1982 und vom 29. Ja-
nuar 1982. Die Industrie verbraucht in Rumänien knapp 
zwei Drittel der Elektrizitätsproduktion. Vgl. Statistisches 
Jahrbuch der SR Rumänien 1981. Bukarest 1981, S. 203. 

3 Vgl. Sitzung des Politischen Exekutivkomitees des ZK 
der RKP. In: Neuer Weg vom 11. April 1982. 
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Indikatoren zur Wirtschaftsentwicklung in der SR Rumänien 1971 bis 1985 

Durchschnittliche jährliche Veränderungen In vH 

1971 
bis 
1975 

1976 
bis 
1980 

1978 

rst 

1979 1980 1981 1982 
1981 
bis 
1985 

Plan 

Produziertes National-
einkommen 

Industrie 

Bruttoproduktion' ) 

Arbeitsproduktivität2) 

Beschäftigung 

Landwirtschaft  

Bruttoproduktion 
darunter: 

Getreide 
Zuckerrüben 
Kartoffeln 
Schlachtvieh 

Beschäftigung 

Verkehr ( Güterverkehrs-
leistung) 

Handel ( Einzelhandels-
umsatz) 

AuBenhande1 4) 

Umsatz 
davon: Einfuhr 

Ausfuhr 

Löhne und Gehälter 5) 

Preisindex der Lebenshaltunq 

Investitionen 

Struktur in vH 

Industrie 

Landwirtschaft 

11,3 

12,9 

6,4 

6,4 

3) 4,6 

3) 3,1 

3) 4'8 
3) 3 7'3 

,1 

-4,6 

9,1 

8,0 

18,4 
17,7 
19,1 

3,7 

0,5 

11,5 

50,2 

14,1 

7,2 

9,5 

6,7 

3,4 

3) 4,8 

3) 5,5 
52 

3) 5,5 
5,5 

-4,5 

3,7 

7,9 

16,3 
17,3 
15,2 

5,2 

1,4 

8,5 

49,2 

13,5 

7,6 

9,0 

6,8 

2,5 

2,6 

1,9 
-6,4 
6,1 
4,2 

-5,2 

5,9 

11,5 

11,0 
16,5 
5,5 

8,3 

1,6 

16,0 

49,5 

13,9 

6,2 

8,0 

5,6 

3,9 

5,5 

1,9 
4,5 
2,2 
6,5 

-5,2 

3,7 

5,8 

19,1 
20,1 
18,0 

2,1 

2,0 

4,1 

51,0 

13,1 

2,5 

6,5 

4,5 

2,7 

-4,3 

4,5 
-9,0 
-9,4 
-3,7 

-3,9 

0,3 

6,4 

22,4 
20,9 
29,0 

2,5 

2,1 

3,0 

50,9 

13,6 

2,1 

2,6 

2,4 

-0,9 

-1,5 
-2,8 
-3,0 

-1,2 

4,3 

1,5 
-7,4 
11,3 

1,0 

3,1 

-6,7 

49,4 

17,3 

5,5 

4,7 

4,1 

7,0 

20,6 
65,6 
45,9 

4,6 

14,0 

1 ,5 

5,0 

52,0 

15,7 

7,1 

7,6 

7,0 

3) 4,8 

7,2 
17,8 
10,1 

1,9 

4,8 

2,9 

1,6 

3) 5,2 

53,5 

12,9 

1)Von 1981 an: Warenproduktion.-2)Von 1981 an auf der Basis der Nettoproduktion.-3)Fünfjahresvolumen im Vergleich zum voran-
gegangenen Fünfjahresvolumen.-4)Nominal.-5)Netto-Reallöhne bzw. -gehälter. 

Quellen: Planerfüllungsberichte und Statistisches Jahrbuch der SR Rumänien, Bukarest. Verschiedene Jahrgänge. 

Produktivitätsentwicklung als restriktive Faktoren für 

das Wachstum der Industrieproduktion aus. Rumä-
nien, das sich selbst als „ sozialistisches Entwick-

lungsland" bezeichnet und diesen Status bis 1985 

überwinden möchte, befindet sich gegenwärtig in 
einer Übergangsphase vom Agrar- zum Agrar-Indu-

striestaat. Erstmals waren 1978 mehr Arbeitskräfte 

in der Industrie als in der Landwirtschaft beschäftigt. 

Das Tempo des Arbeitskräftezuwachses in der In-
dustrie verminderte sich in der zweiten Hälfte des 

vergangenen Jahrzehnts: Betrug die Zunahme in 

der ersten Hälfte noch 37 vH, so war sie zuletzt nur 

noch halb so hoch. Die rückläufige Bedeutung exten-

siver Wachstumsfaktoren konnte nicht durch eine 
entsprechende Verbesserung der Effizienz ausgegli-
chen werden, obwohl 1978 darauf abzielende Ver-
änderungen im Planungs- und Leitungssystem ein-

geführt wurden. So sollten die Befugnisse der Be-

triebe bei der Planaufstellung erweitert und das 
Interesse an hohen Gewinnen und Materialeinspa-

rungen durch Prämienzahlungen' gestärkt werden; 

diesen Zielen diente auch die Einführung der Plan-
kennziffer „ Nettoproduktion". Die erwünschten Er-
folge sind jedoch ausgeblieben. 1981 dürfte die 

Arbeitsproduktivität - Bruttoproduktion je Beschäf-

tigten - sogar stagniert haben. 

Vor diesem Hintergrund erscheint es als unwahr-
scheinlich, daß die Industrieproduktion in diesem 
Jahr den im Plan vorgesehenen Zuwachs von 5 vH 

erreichen wird. Für diese Einschätzung sprechen 
der nahezu stagnierende Arbeitskräftezuwachs, die 

4 Hierzu zählen Gewinnbeteiligungsfonds, Prämien-
fonds für Material- und Energieeinsparungen, Auslands-
reisen für Arbeitskräfte der Betriebe, die ihren Export-
plan deutlich übererfüllt haben. 
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zunehmenden Importrestriktionen und die ange-

spannte Versorgungslage. 

Landwirtschaft 

Mit einem jährlichen Zuwachs von 5 vH erreichte 

Rumäniens Landwirtschaft im Zeitraum 1976 bis 1980 
— verglichen mit dem Fünfjahrplanzeitraum zuvor — 

das beste Ergebnis von allen RGW-Staaten. Ein 

ebenso hohes Wachstum sieht der laufende Fünf-

jahrplan vor. In den Jahren 1980 und 1981 gab es 

allerdings spürbare Rückschläge. Bei der Getreide-

produktion wurde 1981 das Ziel (24 Mill. t) um 17 vH, 

bei Zuckerrüben um 40 vH verfehlt. 

Damit ist auch die Landwirtschaft zu einem Pro-

blemsektor geworden. Statt einen möglichst hohen 

Exportüberschuß für die Finanzierung der notwen-

digen Rohstoffimporte zu erwirtschaften, wurde sie 

insgesamt, d. h. unter Einschluß ihrer Importe an 

Düngemitteln und Investitionsgütern, zum Nettoim-

porteur. Auch im Inland wirkten sich die schlechten 

Ergebnisse aus: Es kam zu spürbaren Versorgungs-

mängeln; Grundnahrungsmittel mußten z. T. ratio-

niert werden. 

Die aufgetretenen Probleme sind primär das Er-

gebnis des Strukturwandels der Produktion von 

pflanzlichen zu tierischen Erzeugnissen'. Mit rd. 
60 kg je Kopf und Jahr ist zwar der Fleischkonsum 

in Rumänien nach Bulgarien der niedrigste unter 

den kleineren RGW-Staaten. Er hat sich indes von 

1970 bis 1980 verdoppelt. 

Dieser Umstrukturierungsprozeß hat zu einem 

starken Anstieg des Verbrauchs von Futtermitteln 

geführt. Zu schnell wurde auf die natürlichen Grund-

lagen (Weidewirtschaft) verzichtet"; der Kraftfutter-

verbrauch ist zudem überhöht, d. h. die Umwand-

lung von Kohlehydraten zu Eiweiß wird mit einem 

im internationalen Maßstab zu hohen spezifischen 

Futtermittelverbrauch betrieben. 

Betrachtet man die Einsatzfaktoren der rumäni-

schen Landwirtschaft, so ergibt sich folgendes Bild 

(Anteil der Landwirtschaft 1980 in vH): Beschäftigte 

29 vH, Investitionen 14 vH. 

Der Arbeitskräftebesatz je 100 ha ist mit 20 Be-

schäftigten (1980) nach Polen der höchste im RGW. 

Allerdings dürfte es auch hier ein Strukturproblem 

geben, denn infolge des Industrialisierungprozesses 

sind vor allem die jüngeren Arbeitskräfte aus der 

Landwirtschaft abgezogen worden, so daß es an 

qualifizierten Nachwuchskräften fehlt. 

Bei der angestrebten Mechanisierung und Chemi-

sierung besteht noch ein großer Nachholbedarf. Im 

RGW-Vergleich (ohne UdSSR) liegt Rumänien bei 

der Traktor-Ausstattung (PS/100 ha) an vorletzter 

Stelle, beim Düngemitteleinsatz nimmt es die letzte 

Position ein'. 

Wenn die Hektarerträge trotz des hohen Arbeits-
kräfteeinsatzes und der nicht unbeträchtlichen Inve-

stitionen zu den niedrigsten im RGW zählen, so 

sind hierfür in erster Linie organisatorische Mängel 

verantwortlich. Diese werden durch ein unzureichen-

des Anreizsystem, d. h. zu geringe Einkünfte in Ab-

hängigkeit vom erzielten Arbeitsergebnis, hervorge-

rufen. 

Im Herbst vergangenen Jahres hat Staats- und 

Parteichef Ceausescu die Landwirtschaft scharf 

kritisiert: Er widersprach der weit verbreiteten Nei-

gung der Verantwortlichen, die schlechten Ernte-

ergebnisse auf .die Witterung zurückzuführen und 

wies darauf hin, daß allein durch mangelhafte Ernte-

organisation und unsachgemäße Einlagerung 10 bis 

15 vH der Ernte verlorengingen. Bei Getreide liege 

dieser Anteil bei 20 vH, bei Gemüse sogar bei 20 

bis 30 vH. Darüber hinaus seien die Mißerfolge in 

den anhaltenden Mängeln bei der Ernteeinbringung, 

der Fruchtwechselfolge und bei Verzögerungen in 

der Aussaat zu suchen". 

Seit Dezember vergangenen Jahres bemüht man 

sich, die Mängel durch eine Vielzahl von Program-

men, Dekreten und Gesetzen zu beseitigen. Zu den 

wichtigsten Maßnahmen zählen: 

— Erhöhung der Aufkaufpreise für tierische und 

pflanzliche Produkte. Für Pflanzenprodukte ist 

ein Prämiensystem geschaffen worden, das die 

Preiserhöhungen in Abhängigkeit der je Hektar 

verkauften Mengen staffelt. 

— Produktionsabhängige Einkommenserhöhungen 

für Genossenschaftsbauern um bis zu 25 vH. 

— Engere Bindung der rechtlich selbständigen Ma-

schinen- und Traktorenstationen an die Genos-

senschaften und Staatsgüter. 

s Gemessen an den kleineren RGW-Staaten (euro-
päische RGW-Staaten ohne UdSSR) produziert Rumä-
nien je Einwohner rd. 25 vH mehr Getreide als die Re-
gion insgesamt. Bei der Fleischproduktion liegt das 
Ergebnis um 25 vH unter dem Durchschnitt. 
" Auf der ZK-Sitzung im Januar dieses Jahres kriti-

sierte Ceausescu den überhöhten Futtermittelverbrauch: 
„Man kann sagen, daß in diesem Bereich anarchisch 
gearbeitet wurde, es wurde viel verbraucht, es kam zu 
Vergeudungen. Die Leitung des Ministeriums hat die 
Vergeudung und die Unordnung bei der Fütterung der 
Tiere geduldet und sogar ermutigt .. . Das Ministerium 
für Landwirtschaft hat das Weideland . sowie den 
Verbrauch von Rauhfutter vernachlässigt, indem es den 
Standpunkt vertrat, daß man Viehzucht nur mit Kraft-
futter betreiben kann. Ich möchte die Aufmerksamkeit 
darauf lenken, daß (man) ... ohne jeden Verzug zur 
Revidierung der Kulturpläne schreiten muß." In: Neuer 
Weg vom 26. Januar 1982. 
' Vgl. United Nations: Economic Survey of Europe in 

1981. New York 1982. 
11 Vgl. Neuer Weg vom 1. September 1981. 



— 303 — 

— Bildung regionaler Selbstversorgungseinheiten 
mit der Möglichkeit eines interregionalen Versor-

gungsausgleichs. 

— Maßnahmen zur besseren Verwertung der Futter-

mittelressourcen. 

— Förderung der Privatinitiativen'. 

Ungewiß ist allerdings, ob tatsächlich ein erhöhter 

materieller Anreiz zur Produktionssteigerung gege-
ben ist. Durch die Erhöhung der Abgabepreise soll 

in erster Linie die Steigerung der Produktionskosten 

(Energie, Dünger, Maschinen, Löhne) in den letzten 
Jahren ausgeglichen werden. Außerdem sind die 
Planziele wiederum sehr hoch festgesetzt worden, 

so daß einkommenswirksame Überschreitungen für 

die Genossenschaftsbauern nur schwer erreichbar 

sind. Zum Beispiel soll die Getreideproduktion in 

diesem Jahr um 20 vH auf 24 Mill. t und bis 1985 auf 
28 Mill. t zunehmen. Damit besteht die Gefahr, daß 

durch unrealistische Planziele den Genossenschafts-

bauern der Anreiz, Produktivitätsverbesserungen 

durchzusetzen, genommen wird und die Landwirt-
schaft auch künftig ein Sorgenkind der rumänischen 

Wirtschaftspolitik bleibt. 

Investitionen 

Die Verschlechterung der Terms of Trade hat Ru-
mänien zunächst nicht durch eine Begrenzung der 

inländischen Nachfrage, sondern durch Kreditauf-
nahmen im Ausland finanziert. Dieser Kurs kann 

nicht fortgesetzt werden. Einschränkungen bei Inve-
stitionen und Verbrauch gehören somit zu den wich-

tigsten Erfordernissen in der gegenwärtigen Fünf-

jahrplanperiode. 

Die Investitionen zeigen folgende Entwicklung: 

— Im Planjahrfünft 1976 bis 1980 wurden sie im 

Jahresdurchschnitt um 8,5 vH erhöht. In den 

letzten beiden Jahren ging der Zuwachs jedoch 
deutlich zurück; 1980 betrug die Steigerungsrate 

nur noch 3 vH. 

— 1981 verminderte sich das Investitionsvolumen 

— in Preisen desselben Jahres — sogar um 7 vH; 
vorgesehen war nur ein Rückgang um 2 vH. 

— 1982 sollen die Investitionen genauso schnell wie 

das Nationaleinkommen (+ 5 vH) steigen. 

52 vH der Investitionen sind für .die Industrie, 
16 vH für die Landwirtschaft vorgesehen; der Anteil 

der Landwirtschaft betrug bereits im vergangenen 

Jahr 17 vH. Offensichtlich ist die Wirtschaftsführung 
nach den enttäuschenden Ergebnissen bereit, einen 

größeren Beitrag für die Entwicklung dieses Sektors 

zu leisten. Gegenwärtig spricht allerdings einiges 

dafür, daß die für 1982 vorgesehene Steigerung der 
gesamten Investitionen nicht erreicht wird. Im 

ersten Quartal 1982 lag das Investitionsvolumen 

sogar unter dem Niveau des vorangegangenen 
Jahres. 

Mit der im Fünfjahrplan vorgesehenen Reduzie-
rung der Wachstumsrate für Investitionen soll eine 
verbesserte Investitionsabwicklung einhergehen. Zu 

viele Projekte wurden gleichzeitig begonnen, die 
Fertigstellung der Kapazitäten verzögerte sich. Künf-

tig sollen daher nur noch wenige Projekte in Angriff 
genommen werden; neue Projekte bedürfen gemäß 

einem 1980 verabschiedeten Gesetz einer zentralen 
Genehmigung. Damit ist deutlich geworden, daß die 

rumänische Führung bemüht ist, mittels einer straf-

fen zentralen Steuerung eine höhere Effizienz der 
eingesetzten Investitionen zu erreichen. 

Einkommen und Verbrauch 

Die forcierte Industrialisierungspolitik hat der 
rumänischen Bevölkerung große Opfer abverlangt. 
Den gestiegenen Arbeitsleistungen standen ver-

gleichsweise niedrige Einkommensverbesserungen 
gegenüber. Während das Nationaleinkommen von 

1976 bis 1980 um 42 vH zunahm, erhöhten sich die 

Reallöhne der Arbeiter und Angestellten um 29 vH. 
Diese Tendenz spiegelt sich auch in dem ständig 

zurückgehenden Anteil des für Konsumzwecke ver-
wendeten Nationaleinkommens wider: 

Konsumtions- Akkumulations-
fonds fonds 

1961 bis 1965 
1966 bis 1970 
1971 bis 1975 
1976 bis 1980 

76 
71 
66 
64 

24 
29 
34 
36 

Quelle: Statistisches Jahrbuch der SR Rumänien 1981. 

Diese Entwicklung ist aber bereits umgekehrt 

worden; 1981 wurde die laut Fünfjahrplan für 1981 
bis 1985 vorgesehene Relation von 70 zu 30 erreicht. 

Der Fünfjahrplan sieht eine Zunahme der Real-

einkommen (Geldeinnahmen abzüglich Preissteige-

rungen) von 3 vH jährlich vor. Die Entwicklung von 

1981 deutet aber darauf hin, daß es schwierig sein 
dürfte, .dieses Ziel zu erreichen. Zwar stiegen 1981 
die Nominaleinkommen der Arbeiter und Angestell-

ten um über 4 vH auf durchschnittlich 2 340 Lei, dem 
standen aber Preiserhöhungen für Waren und Dienst-

leistungen von 3,1 vH gegenüber. Auch für 1982 ist 

' Hierzu erklärte Ceausescu: „ Überall, wo isoliertes 
Land brachliegt, soll es privat genutzt werden. Überall, 
wo es die Bedingungen gestatten, sollen die Bürger 
Tiere züchten." Neuer Weg vom 1. September 1981. Die 
Bedeutung des privaten Sektors charakterisieren fol-
gende Daten (1980): Der Anteil der Privatwirtschaft (pri-
vate Betriebe und private Hofwirtschaft der Genossen-
schaftsmitglieder) betrug an der Produktion von Fleisch 
42 vH, von Milch 57 vH, von Eiern 62 vH, von Getreide 
14 vH, von Gemüse 42 vH. 
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Versorgung in Rumänien mit langlebigen Konsumgütern 

in Stück je 1 000 Einwohner 

1980 Plan 1985 

Rundfunkgeräte 

Fernsehgeräte 

Kühlschränke 

Waschmaschinen 

Personenkraftwagen 

251 

210 

156 

102 

29 

300 

256 

192 

155 

44 

Quelle: Neuer Weg vom 26. Juni 1981. 

nur eine geringe Einkommensverbesserung, nämlich 
um real 1,5 vH, vorgesehen. Nominal werden die 

Lohnerhöhungen (einschließlich Ausgleichszahlun-

gen für Preissteigerungen) kräftiger ausfallen. Im 

Februar dieses Jahres wurden nämlich die Preise 

für Nahrungsmittel um durchschnittlich 35 vH ange-

hoben 10. Damit sollen die Subventionen für diese 

Produkte ersetzt und die Verbrauchsstrukturen 
besser den tatsächlichen Produktionskosten ange-
paßt werden. Beabsichtigt ist, der Verschwendung 

von Grundnahrungsmitteln — wie das kürzlich unter 

Strafe gestellte Verfüttern von Brot — Einhalt zu 
gebieten. 

Ob die Einkommenssteigerungen jetzt von der 
Bevölkerung überhaupt noch als Verbesserung des 
Lebensstandards wahrgenommen werden, erscheint 

als äußerst zweifelhaft. Treten .dann noch Engpässe 
bei der Lebensmittelversorgung auf, ist ihre Lei-

stungsbereitschaft ernsten Belastungsproben aus-
gesetzt. 

Auf diesen Leistungswillen ist die Partei- und 
Wirtschaftsführung in den kommenden Jahren aber 
in besonderem Maße angewiesen, wenn sie für die 

rumänische Wirtschaft wieder höhere Wachstums-

raten erreichen will. Daß ihr dies wie vorgesehen 

gelingen wird, ist angesichts der Probleme im Be-

reich der Rohstoffversorgung, der Landwirtschaft 

und des Außenhandels unwahrscheinlich, zumal die 

Durchsetzung des technischen Fortschritts wegen 
der fehlenden materiellen Anreize nur langsam vor-

ankommt. Dieser aber ist mit dem beginnenden 
Obergang in die intensive Entwicklungsphase zum 

entscheidenden Wachstumsfaktor geworden. Somit 
wird sich die Bevölkerung auf längere Zeit auf eine 

nur geringe Verbesserung des Lebensstandards ein-
stellen müssen. 

Außenwirtschaft 

Mittelfristig hat die Wiederherstellung des Zah-

lungsbilanzgleichgewichts Priorität für die rumä-

nische Wirtschaftspolitik. Innerhalb von drei Jahren 

ist die Nettoverschuldung des Landes auf das 2,5-

fache des Wertes von 1978 gestiegen. Von der ECE 
wird die Gesamtverschuldung zum Ende des Jahres 

1981 auf knapp 10 Mrd. US-Dollar geschätzt". Seit 

etwa einem Jahr kann Rumänien die Zahlungster-

mine nicht mehr einhalten. Das Land ist faktisch 

zahlungsunfähig , ohne daß dies bisher offiziell 

erklärt wurde. Aufgrund dieser Situation hat der 

Internationale Währungsfonds (IWF), dem Rumänien 

seit 1972 angehört, einen im Juni 1981 zugesagten 

Beistandskredit in Höhe von 1,1 Mrd. Sonderzie-

hungsrechten zunächst ausgesetzt. Neun westliche 

Banken führen derzeit mit rumänischen Regierungs-

vertretern Umschuldungsverhandlungen 12; die Bun-

desregierung hat weitere Hermes-Bürgschaften ver-

weigert'3. 

Die Verantwortung für die Zahlungsbilanzkrise ist 

sicherlich nicht allein der rumänischen Wirtschafts-

führung anzulasten. Von der in ihrem Ausmaß kaum 

zu antizipierenden Rohöl- und Kreditverteuerung 

wurde Rumänien spürbar getroffen. OPEC-Kartell-

politik und Hochzinspolitik führten zu einer interna-

tionalen Einkommensumverteilung, unter der gerade 

die Entwicklungsländer, zu denen man auch Rumä-

nien zählen muß, am stärksten zu leiden haben. 

Erschwerend für Rumänien kam hinzu, daß die zweite 

Ölpreiswelle mit einem Rückgang der eigenen Ölför-

derung einherging. Um die auf etwa 30 Mill. t 

geschätzten Raffineriekapazitäten zu nutzen, wurden 

die Erdöleinfuhren von 1977 bis 1980 von 8,8 Mill. 

auf 16 Mill. t gesteigert. Davon entfiel ein zuneh-

mender Teil auf die Deckung des Inlandbedarfs, 

denn die Ausfuhr von Mineralölprodukten erhöhte 

sich nur von 6,7 Mill. auf 9,2 Mill. t. Die Zunahme 

des Handelsbilanzdefizits von 1978 bis 1980 ist zu 

zwei Dritteln auf den Fehlbetrag in der Mineralöl-

bilanz zurückzuführen. 

Nachteilig wirkte sich für Rumänien der politisch 

motivierte Verzicht auf Rohstoffeinfuhren aus der 

10 Vgl. Neuer Weg vom 11. und 16. Februar 1982. 
11 Vgl. United Nations: Economic Survey of Europe 

in 1981. New York 1982. 
12 Dabei soll es für 1981 um einen Betrag von 1,2 Mrd. 

US-Dollar gehen; 1982 werden weitere 1,8 Mrd. US-Dol-
lar fällig. Vgl. Neue Zürcher Zeitung vom 27. Februar 
1982. 

10 Vgl. VWD vom 10. März 1982. Auch die amerika-
nische Regierung zeigt sich — möglicherweise aus poli-
tischen Gründen — zurückhaltend: Ein Kreditbegehren 
in Höhe von 65 Mill. US-Dollar zum Kauf von Mais und 
Sojabohnen wurde zurückgewiesen und statt dessen die 
Zahlung von fälligen 6 Mill. US-Dollar gefordert, die die 
US-Regierung zwei Banken ausgezahlt hatte. Vgl. Neue 
Zürcher Zeitung vom 24, und 27. Februar 1982. 
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Außenhandel Rumäniens nach Ländergruppen 

1975 1976 1977 1978 1979 1980 Struktur 

1975 1980 

1980 
gegenüber 
1975 2) 

Mrd. Valuta -Lei 1) in vH 

AUSFUHR, gesamt 

Sozialistische Länder 
dar.: RGW 

dar.: UdSSR 

Westliche Industrieländer 

dar.: Bundesrepublik 
Deutschland 

Entwicklungsländer 

EINFUHR, gesamt 

Sozialistische Länder 
dar.: RGW 

dar.: UdSSR 

Westliche Industrieländer 

dar.: Bundesrepublik 
Deutschland 

Entwicklungsländer 

SALDO, gesamt 

Sozialistische Länder 
dar.: RGW 

dar.: UdSSR 

Westliche Industrieländer 

dar.: Bundesrepublik 
Deutschland 

Entwicklungsländer 

+ 0,66 
+ 0,42 
+ o,70 

- 1,93 

26,6 30,5 34,9 

12,2 14,0 16,8 
10,3 11,7 14,6 
5,3 5,6 6,7 

9,3 11,0 10,8 

2,2 2,6 2,6 

5,1 5,6 7,3 

26,6 

11,6 
9,8 
4,6 

11,2 

30,3 34,9 

13,8 16,6 
12,1 14,6 
5,3 6,7 

11,1 12,9 

2,9 2,0 2,7 

3,8 5,5 5,4 

0,0 + 0,22 

+ 0,23 
- 0,40 
+ 0,25 

- 0,09 

+ 0,01 

+ 0,24 
- 0,01 
+ 0,03 

- 2,07 

- 0,66 + 0,60 - 0,10 

+ 1,26 + 0,08 + 1,83 

36,8 

18,2 
15,4 
6,5 

12,4 

2,9 

6,3 

43,5 53,9 

19,4 
15,8 
7,4 

23,5 
19,8 
10,1 

16,6 20,1 

4,0 4,5 

7,5 10,4 

40,6 48,8 

17,7 
15,0 
6,5 

19,9 
16,7 
7,2 

15,9 17,6 

59,0 

22,3 
18,3 
9,2 

18,5 

3,3 4,3 3,8 

7,0 11,3 18,2 

- 3,80 

+ 0,43 
+ 0,35 
- 0,05 

- 3,47 

- 5,32 

- 0,50 
- 0,88 
+ 0,21 

- 1,02 

5,12 

+ 1,15 
+ 1,44 
+ 0,84 

+ 1,52 

- 0,37 - 0,30 + 0,74 

- 0,75 - 3,80 - 7,79 

46,0 
38,6 
19,9 

100 

43,6 
36,6 
18,7 

35,0 37,2 

8,2 8,4 

19,0 19,2 

100 

43,5 
37,0 
17,3 

37,8 
31,0 
15,6 

42,2 31,4 

10,7 6,4 

14,3 30,8 

Kumulierter Saldo 
1976 bis 1980 

-14,02 

+ 2,21 
+ 0,92 
+ 1,98 

- 7,06 

- 0,09 

- 9,17 

15,2 

14,0 
14,0 
13,8 

16,6 

15,6 

15,5 

17,3 

14,1 
13,3 
15,0 

10,6 

5,8 

36,8 

1)Zu jeweiligen Preisen. 100 Valuta-Lei entsprechen 15 Transfer-Rubel bzw. 18 US-Dollar ( 1980).-2) Ja hresdurchschnittl.Zuwachs. 

Quellen: Statistisches Jahrbuch der SR Rumänien, Bukarest. Verschiedene Jahrgänge. 

UdSSR aus14. Während die übrigen RGW-Staaten 

sowjetisches Öl aufgrund der im RGW geltenden 

Preisbildungsregeln zu Preisen kaufen konnten, die 

teilweise bis zu 50 vH unter denen des Weltmarktes 

lagen, wurde Rumänien von den OPEC-Preiserhö-

hungen voll getroffen. Darüber hinaus wurden den 

übrigen osteuropäischen Staaten von .der UdSSR 

Verrechnungskredite zur Finanzierung von Rohstoff-

bezügen aus der UdSSR gewährt16. Rumänien hin-

gegen mußte sich in Hartwährungen und zu erheb-

lich höheren Zinsen verschulden. 

Nachdem Polen seine Schulden seit 1980 nicht 

mehr termingemäß bedienen kann, sind die west-

lichen Banken - sicher nicht zu unrecht - bei .der 
Kreditvergabe vorsichtiger geworden. Konnten die 

RGW-Staaten bis dahin damit rechnen, daß ihnen 

zumindest für die Rückzahlung ihrer Schulden neue 

Kredite gewährt werden, so verlangen die Banken 

jetzt faktisch einen Abbau des Schuldenstandesla 

Allerdings hat auch das rumänische Verhalten nicht 

dazu beigetragen, die Kreditvergabebereitschaft der 

westlichen Banken zu stärken. Regierungskredite 
wurden von Rumänien bevorzugt bedient, Zahlungs-

14 Seit 1980 bemüht sich Rumänien erfolglos um eine 
engere Handelsverflechtung mit den RGW-Staaten vor 
allem auf dem Rohstoffsektor. Hierzu Ceausescu vor 
dem Gemeinsamen Plenum des ZK der RKP und des 
Obersten Rates für Ökonomisch-Soziale Entwicklung: 
„Übrigens möchte ich das Plenum informieren, daß diese 
Fragen in den RGW-Körperschaften und auf dem Ni-
veau der Premierminister erörtert wurden. Sie haben 
aber keine entsprechende Lösung gefunden. Rumänien 
hat sich gleichzeitig direkt an einige RGW-Länder und 
an einige sozialistische Länder gewandt. Es ist uns aber 
nicht gelungen, zu entsprechenden Lösungen zu kom-
men. Wir haben vorgeschlagen, eine Sonderbegegnung 
auf hoher Parteiebene zu organisieren, um diese Fragen 
zu erörtern, wir haben aber die Antwort erhalten, daß 
dies nicht möglich ist, daß die betreffenden Parteien 
andere Anliegen haben und in diesem Jahr nicht an 
einer derartigen Begegnung teilnehmen können." Neuer 
Weg vom 27. November 1981. 

15 Von 1975 bis 1981 betrug das kumulierte Handels-
bilanzdefizit der kleineren RGW-Staaten gegenüber der 
UdSSR 8,6 Mrd. TRbl, das entspricht rechnerisch einem 
Wert von rd. 12 Mrd. US-Dollar. 

IB Es entspricht sicher mehr den Möglichkeiten als 
den eigenen Wünschen, wenn Ceausescu mitteilt, daß 
das Zentralkomitee beschlossen habe, die Kredite nicht 
noch mehr anwachsen zu lassen. Vgl. Neuer Weg vom 
3. April 1982. 
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Mineralölversorgung Rumäniens 
1976 bis 1981 

1976 1977 1978 1979 1980 
• 
1981 

Inlandsproduktion 

Importe 

Exporte 

Inlandsverbrauch 

Importe 

Exporte 

Saldo 

14,7 

8,5 
7,8 

15,4 

0,72 

0,74 

0,02 

14,7 

8,8 

6,7 

16,8 

0,82 

0,72 

-0,10 

13,1 

12,9 

7,6 

19,0 

Mill.t 

12,3 

14,3 

7,4 

19,2 

11,5 

16,0 

9,2 

18,3 

in Mrd. US-Dollar 

1,23 2,05 3,82 

0,90 1,86 2,21 

-0,33 -0,19 - 1,61 

3,10 

1,77 

-1,33 

1)Schätzung. 

Quellen:  Statistisches Jahrbuch der SR Rumänien 1981, Buka-
rest 1981.- IMF: International Financial Statistics. 
Washington D.C. Mai 1982. 

verpflichtungen gegenüber privaten Banken dage-
gen unterschiedlich eingehalten; die Informationen 

über die eigene Wirtschaftslage blieben unzurei-

chend. 

Oberstes Ziel der rumänischen Wirtschaftspolitik 

muß die Wiederherstellung der Zahlungsfähigkeit 
des Landes sowie des Vertrauens der westlichen 
Handelspartner in seine Zuverlässigkeit sein. Fol-

gende Maßnahmen wären in diesem Zusammenhang 
geeignet: 

- Offenlegung aller für die Beurteilung des Kredit-

risikos relevanten Daten. 

- Gemeinsame Verhandlungen mit Repräsentanten 
aller involvierten Banken, Vertretern der Regie-
rungen und des Internationalen Währungsfonds 

über die Umschuldung der fälligen Kredite. 

- Erwirtschaftung einer ausgeglichenen Leistungs-

bilanz, so daß die Waren- und die Dienstlei-
stungsimporte - letztere in erster Linie Zinszah-

lungen - ohne die Aufnahme neuer Kredite 
finanziert werden können. 

Folgt man dem Planerfüllungsbericht, so ist Ru-

mänien dem Ziel der Zahlungsbilanzkonsolidierung 

im vergangenen Jahr ein Stück näher gekommen. 

Erstmals seit 1976 wies die Handelsbilanz wieder 
einen geringen Überschuß aus". In Dollar-Verrech-

nung soll bei Erlösen in Höhe von 8,3 Mrd. ein 

Überschuß von 300 Mill. erzielt worden sein. Diesen 

Angaben zufolge werden rd. 73 vH des rumänischen 

Außenhandels in US-Dollar abgerechnet. Hierin sind 

auch die geringen Ölimporte aus der UdSSR (1981: 
ca. 1,5 Mill. t) enthalten. Offen ist allerdings, wel-

cher Teil des in Dollar verrechneten Handels auf 

Clearing-Basis abgewickelt wird. Bei dieser Ver-

rechnungsform sind erzielte Überschüsse nicht frei 

verfügbar und können damit auch nicht für Zins-

und Tilgungsleistungen bei anderen Gläubigern ein-

gesetzt werden. 

Erreicht wurde der Handelsbilanzüberschuß durch 
eine Ausweitung der Exporte um 11 vH. Die Importe 
wurden dagegen um 7 vH reduziert; die Käufe in 

konvertibler Währung gingen nominal um 13 vH, real 
sogar um 19 vH zurück. Entscheidenden Einfluß auf 

die Importdrosselung um 1 Mrd. US-Dollar hatten 
die Öleinfuhren, die von 16 Mill. auf 13 Mill. t 

gekürzt wurden. Dadurch konnten etwa 700 Mill. US-
Dollar eingespart werden - allerdings ging auch 

dies zu Lasten des Exports von Mineralölprodukten. 

Außenhandel Rumäniens mit den OECD-Ländern 
1970 bis 1981 

in Mill. US-Dollar 

Jahr 
Rumäniens 

Import Export Saldo 

1970 
1971 
1972 
1973 
1974 

1975 
1976 
1977 
1978 
1979 

1980 
1981 

1 
2 

2 
2 
2 
3 
3 

706 
757 
990 
353 
062 

005 
020 
336 
026 
780 

3 912 
2 946 

553 
625 
793 

1 102 
1 609 

1 666 
1 975 
1 912 
2 341 
3 264 

3 456 
3 504 

152 
132 
197 
251 
452 

339 
45 

424 
685 
516 

456 
558 

Differenzen im Saldo durch Runden der Zahlen. 

Quellen:_ OECD: Statistics of Foreign Trade. Serie A. Paris. 
Verschiedene Jahrgänge.-US-Department of Commerce: 
U.S. Trade Status with Communist Countries. 
Washington D.C. Februar 1982. 

Zur Finanzierung des Defizits in der Dienstlei-

stungsbilanz reichte der Überschuß im Warenver-

kehr nicht aus. Die Zinsverpflichtungen können auf 
über 1 Mrd. US-Dollar geschätzt werden. Rumänien 

wird daher bei dem in Dollar verrechneten Handel 

seine Exporte auch in den kommenden Jahren stär-

ker ausweiten müssen als die Importe. Um den 
erforderlichen Handelsbilanzüberschuß von rd. 1 Mrd. 

US-Dollar zu erreichen, müßte es bei unverändertem 

17 Die Gesamtexporte waren um 2 vH höher als die 
Gesamteinfuhren. Die absoluten Angaben im Planerfül-
lungsbericht sind mit denen im Statistischen Jahrbuch 
und den Angaben, die dem IMF mitgeteilt werden, nicht 
vergleichbar. Offenbar sind die Kurse für die Umrech-
nung in Valuta-Lei und Lei verändert worden. 
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Importwert (1981: 8,0 Mrd. US-Dollar) die Export-

werte in den kommenden zwei Jahren um insgesamt 

15 vH steigern. Diese Rate ist zwar nicht ungewöhn-

lich hoch. Erforderlich wäre dabei aber ein realer 

Rückgang der Importe, der nicht ohne Rückwirkun-

gen auf die Inlandsproduktion — längerfristig auch 

auf das Exportpotential — bleiben kann. Hier wird 

es darauf ankommen, in welchem Tempo die Effizi-

enz der Industrie durch Senkung des spezifischen 

Materialverbrauchs und Strukturveränderungen ver-

bessert werden kann. 

Alles in allem ist nicht damit zu rechnen, daß es 
in Rumänien in den nächsten Jahren zu einem spür-

baren Wirtschaftsaufschwung kommen wird. Die 

Zahlungsbilanzkrise könnte indes in den kommenden 

zwei Jahren überwunden werden. Allerdings setzt 

dies auch erfolgreiche Umschuldungsverhandlungen 
voraus. 
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